
Ruhig und gefasst erzählte Inge
Auerbacher noch einmal ihre Ge-
schichte. „Ich bin ein jüdisches
Mädel aus dem badischen Dorf
Kippenheim“, sagte die 87-jährige
Holocaust-Überlebende am Don-
nerstag unter der Kuppel des
Reichstagsgebäudes. Auch nach
Jahrzehnten in ihrer neuen Hei-
mat New York hat Auerbacher ei-
nen freundlichen badischen Ak-
zent, sie spricht von Versöhnung
und gegen den Hass. Aber ihr
Blick zurück nach Kippenheim
ist erschütternd. „Ich war das
letzte jüdische Kind, das dort ge-
boren wurde.“

Der Bundestag erinnerte zum
Holocaust-Gedenktag an die Op-
fer des Nationalsozialismus, die
Spitzen des Staates waren ver-
sammelt. 77 Jahre nach der Be-
freiung des NS-Vernichtungsla-
gers Auschwitz am 27. Januar
1945 wird inzwischen viel debat-
tiert über die richtige Erinne-
rungskultur – der Antisemitismus-
beauftragte der Bundesregierung,
Felix Klein, warnte gerade erst
vor einer Erstarrung in „Formeln
und Ritualen“. Auerbachers Rede
aber hatte nichts Formelhaftes.
Sie sprach von einem Grauen,
das nicht vergeht.

Nur 25 Minuten reichten der al-
ten Dame, ihren unfassbaren Le-
bensweg zu schildern. Der unfrei-
willige Umzug aus Kippenheim zu
ihren Großeltern, die Zwangsar-
beit der Eltern, der elend lange
Weg zur einzigen jüdischen Schule
in Stuttgart, die Verhöhnung
durch den gelben Judenstern. 1942
wurde die Familie ins Konzentrati-
onslager Theresienstadt deportiert,
wo sie zusammengepfercht mit
Tausenden anderen, mit Ratten
und Ungeziefer, mit Krankheiten
und Hunger lebte. „Die wichtigs-
ten Wörter waren für uns Brot,
Kartoffeln und Suppe. Das ganze
Leben drehte sich um Essen.“

Als eines Tages ihre Spielge-
fährtin Ruth mit ihren Eltern wei-
ter gebracht wurde nach Ausch-
witz, schworen sich die beiden
Mädchen, sich später einmal ge-
genseitig zu besuchen. „Liebe
Ruth, ich bin hier in Berlin, um
dich zu besuchen“, rief Inge Auer-
bacher im Bundestag, den Tränen
nah. Doch Ruth wurde ermordet
in einer der Gaskammern in
Auschwitz. „Sie erlebte noch nicht

einmal ihren zehnten Geburtstag.“
Die Familie Auerbacher hinge-

gen wurde 1945 in Theresienstadt
von der Roten Armee befreit.
1946 wanderte sie aus nach New
York, wo Inge Auerbacher jahre-
lang mit Krankheiten als Folge
des Lagers kämpfte. Auch die ließ
sie schließlich hinter sich. Sie
ging doch noch zur Schule, stu-
dierte und arbeitete jahrzehnte-
lang als Chemikerin.

Nur eine politische Botschaft
verband die Holocaust-Überle-
bende mit ihrer Geschichte: den
Einsatz gegen Hass und Antise-
mitismus. „Leider ist dieser Krebs
wieder erwacht, und Judenhass
ist in vielen Ländern der Welt,
auch in Deutschland, wieder all-
täglich“, sagte Auerbacher. „Diese
Krankheit muss so schnell wie
möglich geheilt werden.“

Viele ihrer Zuhörer im Bun-

destag wissen, dass dies ein
wunder Punkt ist in dieser Zeit.
Gelbe Sterne bei Corona-De-
monstrationen, Verschwörungser-
zählungen in der Pandemie, all-
tägliche Anfeindungen gegen jü-
dische Deutsche. „Der Antisemi-
tismus ist mitten unter uns“,

warnte auch Bundestagspräsiden-
tin Bärbel Bas in der Gedenk-
stunde. „Erinnern und Geden-
ken machen nicht immun gegen
Antisemitismus.“ Vielmehr sei-
en Freiheit und Demokratie auf

engagierte Bürger angewiesen.
Den Gedanken griff der israeli-

sche Parlamentspräsident Mickey
Levy auf, der auf den historischen
Ort im Reichstagsgebäude ein-
ging. Hier könne man eine Ah-
nung davon bekommen, wie
Menschen Demokratie ausnutzen
könnten, um sie zu überwinden,
sagte Levy.

„Dies ist der Ort, wo die
Menschheit die Grenzen des Bö-
sen gedehnt hat, ein Ort, wo Wer-
teverlust einen demokratischen
Rahmen in eine rassistische und
diskriminierende Tyrannei ver-
wandelt hat“, sagte Levy. „Und
nun erfahren wir hier, in den
Mauern dieses Hauses – stummer
Zeuge aus Stahl und Stein – wie-
der die Zerbrechlichkeit der De-
mokratie, und wir werden wieder
an die Pflicht erinnert, sie zu
schützen.“ (dpa/mkr)

Der „Krebs“ des Judenhasses
Bundestag gedenkt der Opfer des Nationalsozialismus – Holocaust-Überlebende mahnt

Von Verena Schmitt-Roschmann
und Axel Hofmann

BERLIN. Seit Jahrzehnten ge-
denkt Deutschland am 27. Janu-
ar der Opfer der Nationalsozia-
listen. Erstarrt die Erinnerungs-
kultur? Die Überlebende Inge
Auerbacher ruft ins Gedächtnis,
dass das Grauen nie vergeht.

»Die wichtigsten Wörter
waren für uns Brot, Kar-
toffeln und Suppe. Das
ganze Leben drehte sich
um Essen.«
Inge Auerbacher, Überlebende des
Holocaust

Inge Auerbacher, Holocaust-Überlebende, wird von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier bei der Gedenk-
stunde zum „Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus“ im Deutschen Bundestag umarmt. Dahin-
ter stehen Bundeskanzler Olaf Scholz (links, SPD) und Bärbel Bas, Bundestagspräsidentin. Foto: Nietfeld/dpa

MÜNCHEN. Kardinal Reinhard
Marx will nach dem erschüttern-
den Gutachten über den Miss-
brauch von Kindern und Jugendli-
chen im Erzbistum München und
Freising vorerst im Amt bleiben.
„Jetzt geht er einfach aus dem Feld
und macht sich vom Acker“ – so
würde es sich andernfalls für ihn
anfühlen, sagte Marx am Donners-
tag in München. Das Gutachten
habe eindringlich gezeigt, dass
Aufarbeitung als Bestandteil der
Erneuerung der Kirche zwingend
geboten sei.

Zugleich betonte Marx: „Ich
klebe nicht an meinem Amt.“ Be-
troffene wie Gläubige bat Marx er-
neut um Entschuldigung. „Wir se-
hen ein Desaster“, bilanzierte er
das vor einer Woche vorgelegte
Gutachten. „Wer jetzt noch syste-
mische Ursachen leugnet und ei-
ner notwendigen Reform der Kir-
che in Haltungen und Strukturen
entgegentritt, hat die Herausforde-
rung nicht verstanden.“ Personelle
Konsequenzen zog Marx dabei zu-
nächst nicht. Jeder Verantwortli-
che solle selbst prüfen, wo er sich
schuldig gemacht und welche Fol-
gen er daraus zu ziehen habe, sag-
te er. Prälat Lorenz Wolf, der im

Gutachten stark kritisiert wird, ha-
be ihm mitgeteilt, dass er alle Äm-
ter und Aufgaben ruhen lassen
werde. Dies habe er akzeptiert.
Der Rundfunkrat des Bayerischen
Rundfunks bestätigte auf Anfrage,
dass Wolf auch sein Amt als Vor-
sitzender des Gremiums ruhen las-
sen werde. Zum früheren Papst
Benedikt XVI., der im Zusammen-
hang mit dem Gutachten eine
Falschaussage eingeräumt hatte,

äußerte Marx sich ausweichend.
Die Gutachter werfen auch dem

Erzbischof selbst zwei Fälle von
Fehlverhalten beim Umgang mit
Verdachtsfällen vor. Er hätte enga-
gierter handeln können, gab Marx
zu. Es sei für ihn persönlich un-
verzeihlich, die Betroffenen über-
sehen zu haben.

Für die gesamte katholische Kir-
che seien Reformen unabdingbar,
betonte Marx: „Es gibt keine Zu-
kunft des Christentums in unse-
rem Land ohne eine erneuerte Kir-
che!“ Nach der Lektüre des Gut-
achtens sei er erneut erschüttert
und erschrocken, vor allem über
das Leid der Betroffenen, aber
auch über Täter und Beschuldigte
und über das Verhalten von Ver-
antwortlichen. „Für mich ist die
Aufarbeitung sexuellen Miss-
brauchs Teil einer umfassenden
Erneuerung und Reform, wie das
der Synodale Weg aufgegriffen
hat.“

Der Vorsitzende des Diözesan-
rats der Katholiken der Erzdiözese
München und Freising, Hans
Tremmel, sagte zu Marx’ State-
ment: „Er ist dazu bereit, persönli-
che Verfehlungen nicht nur einzu-
gestehen, sondern zu bereuen und

positiv damit in die Zukunft zu ge-
hen.“

Der Kirchenrechtler Thomas
Schüller hingegen fand Marx’
Reaktion enttäuschend. „Niemand
übernimmt persönliche Verant-
wortung“, sagte Schüller. „Das
Erzbistum München-Freising geht
in den normalen Verarbeitungs-
modus über und macht auf busi-
ness as usual.“ Verantwortung
werde vergemeinschaftet und die
Betroffenen und Gläubigen wür-
den in Mithaftung genommen.

An die Wand des Hauses, in
dem Marx seine Pressekonfe-
renz hielt, hatte zuvor jemand
das Wort „Kinderficker“ gesprüht.
Die gastgebende Katholische Aka-
demie in Bayern reagierte mit ei-
ner öffentlichen Stellungnahme:
„Der Schandfleck des Miss-
brauchs hängt an der gesamten In-
stitution Kirche.“ Der Schriftzug
sei weiterer Anlass zur Reflexion.
„Denn in dem aktuellen Vorfall
drückt sich auch der dramatische
Ansehensverlust der Kirche aus,
der seine Ursachen nicht im bösen
Willen ihrer Kritiker hat, sondern
in den im Inneren der Kirche ge-
schehenen Verbrechen und ihrer
Vertuschung.“ (dpa/mkr)

Marx will sich „nicht vom Acker machen“
Münchner Erzbischof bleibt vorerst im Amt – Kirchenrechtler enttäuscht von der Reaktion des Kardinals

Der Münchner Kardinal Reinhard
Marx will zumindest vorerst im
Amt bleiben. Foto: Hoppe/epd

s war wieder eine wür-
dige Holocaust-Gedenk-
stunde im Bundestag.
Und nicht nur dort wird

ja an die Nazi-Gräuel erinnert:
Vielerorts gibt es Initiativen, die
versuchen, die Geschichte auf-
zuarbeiten. An Schulen und
Universitäten, in Vereinen und
Kommunen. Auch die Medien
leisten ihren Beitrag. In diesem
Jahr besonders das ZDF mit sei-
nem Film „Wannseekonferenz“,
den Millionen sahen. Niemals
wurde die kalte Perversion der
Nazi-Mörder so eindrucksvoll
dargestellt. Wer ihn nicht gese-
hen hat, sollte das in der Media-
thek nachholen.

In meiner Straße gibt es viele
sogenannte Stolpersteine. Kleine
Messingplatten im Pflaster, auf
denen die Namen jener Juden
stehen, die einst hier lebten.
Und die Daten ihrer Deportation
und Ermordung. Am 27. Januar
und am 9. November, dem Jah-
restag der Judenpogrome, legen
Anwohner dort Rosen nieder.
Auch am Donnerstag wieder. Je-
der Stein steht für ein Mordop-
fer. Wenn dort stattdessen Lei-
chen lägen, sähe man, dass
meine Straße eine regelrechte
Mordstraße war. Wie so viele
Straßen in Deutschland und Eu-
ropa.

Es gibt in unserem Land al-
so durchaus eine sehr aktive
Erinnerungskultur. Noch. Doch
ebenfalls nicht zu übersehen ist:
77 Jahre nach der Befreiung von
Auschwitz schwindet die Zahl

E
der Zeitzeugen rapide. Es gibt
kaum noch Überlebende, die be-
richten können, was war. Für die
junge Generation wird der Hor-
ror des Holocaust immer abstrak-
ter, wie eine jener Fiktionen, von
denen es so viele gibt. Dieser Pro-
zess ist kaum vermeidbar. Man
kann nur versuchen, ihn aufzu-
halten. Man muss ihn aufhalten.
Denn der Holocaust darf nicht
vergessen, nicht banalisiert und
nicht relativiert werden. Sonst
wird er kein Einzelfall in der
Menschheitsgeschichte bleiben.

Deshalb muss allmählich auch
die Politik mehr tun. Der Zeit-
punkt dafür ist jetzt. Das Ver-
sprechen, den Gedenktag 27.
Januar, den Tag der Befreiung
des Konzentrationslagers Ausch-
witz, aufzuwerten, überhaupt die
Aufarbeitung zu fördern und
Antisemitismus und Rassismus
zu bekämpfen, gehört in je-
den neuen Koalitionsvertrag. In
Stadt, Land und Bund. Und es
müssen dafür Mittel bereitste-
hen. Das Gedenken braucht ei-
nen neuen Schub und viele ein-
zelne Projekte. Sonst verkommt
auch die weihevollste Veranstal-
tung des Bundestages eines nicht
sehr fernen Tages zur bloßen
Pflichtübung.

Kolhoffs Sicht

Gedenkstunden
alleine reichen nicht

Werner Kolhoff arbeitet als
politischer Kolumnist in Berlin
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› Werner Kolhoff war viele Jahre
Chefkorrespondent unseres Berliner
Büros und hat in der Vergangenheit
mit seinen Kommentaren immer wie-
der auch für kontroverse Debatten am
Frühstückstisch und in den Leserbrief-
spalten gesorgt. Immer freitags gibt
er an dieser Stelle seine Sicht auf Er-
eignisse der Woche.

Pressestimmen

Frankenpost

aus Hof zu Corona:
Weder Eltern noch Kinder hat-

ten Zeit, die Schäden der letzten
Wellen zu heilen, die Lernlücken
zu schließen, die Kraftreserven zu
füllen. Omikron beutelt Familien,
diese kleinsten sozialen Einhei-
ten, in einem Zustand großer
Entkräftung. Vieles bricht erst
jetzt so richtig aus. Insbesondere
auch bei Müttern, die in dieser
Pandemie meist den Großteil der
zusätzlichen unbezahlten Sorge-
arbeit tragen.

Südwest Presse

aus Ulm zu Skandal in der Kirche:
Der Münchner Kardinal Marx

prangert dies schonungslos an,
man nimmt ihm sein Entsetzen
und die Ernsthaftigkeit seiner
Entschuldigung ab. Doch die
Gegner, das erkennt er selbst,
sind nicht in der bösen Welt und
unter Ungläubigen zu suchen –
sie sitzen im eigenen Apparat.
Marx mag man eine Wende zu-
trauen, vielen seiner Kollegen
aber nicht. Und Kolleginnen ha-
ben sie ja weiterhin keine.

erufsverbote? Eine
Schande für das Land.
Wie bitte? Alle, die die
Gnade der frühen Ge-

burt nicht erlebt haben, werden
mit diesem Begriff des Radika-
lenerlasses wenig anfangen kön-
nen. Aber alle, die in den siebzi-
ger Jahren politisch aktiv waren,
erinnern sich an dieses unrühm-
liche Kapitel der deutschen Ge-
schichte unter einem Bundes-
kanzler Willy Brandt. Bewerbe-
rinnen und Bewerber für den öf-
fentlichen Dienst wurden ab
1972 auf ihre Verfassungstreue
durchleuchtet. Der Erlass führte
bundesweit zu einem Berufsver-
bot für Hunderte Menschen. Da-
bei war Willy Brandt als sozial-
demokratischer Hoffnungsträger
mit dem Slogan „Mehr Demo-
kratie wagen“ angetreten. Statt-
dessen wurde mit den Berufsver-
boten die Demokratie erschüt-
tert. Später hatte Willy Brandt
diesen Radikalenerlass und die
Hatz gegen Linke im Land als
Fehler bezeichnet und zugege-
ben, dass das eine innenpoliti-
sche Maßnahme war, um seine
Ostpolitik, die Aussöhnung mit
den kommunistischen Staaten,
durchsetzen zu können. Und
das in einem Land, in dem 1945
viele Nazis in die Klassen- und
Gerichtsräume zurückkehren
durften.

B
Dass später der Europäische

Gerichtshof festgestellt hat, dass
der Radikalenerlass gegen die
Europäische Konvention für
Grund- und Menschenrechte
verstoßen hat, war eine späte
Genugtuung für alle, die damals
in einem Klima der Angst leben
mussten. Nicht nur DKP-Mit-
glieder, auch Friedensaktivisten
aller politischer Schattierungen
waren betroffen. Von 1972 bis
zur endgültigen Abschaffung der
Regelanfrage beim Verfassungs-
schutz, zuletzt 1991 in Bayern,
wurden bundesweit insgesamt
rund 3,5 Millionen Menschen
überprüft.

Der 50. Jahrestag dieses Radi-
kalenerlasses wird in der öffent-
lichen Wahrnehmung keine gro-
ße Rolle spielen. Dieses Kapitel
der Geschichte liegt hinter uns.

Wirklich? Es wäre gut, wenn
es so wäre. Aber der Hinweis
der ehemaligen Justizministerin
Hertha Däubler-Gmelin kommt
nicht von ungefähr. Keiner
möchte Nazis oder Islamisten
als Lehrer haben. Das ist gut so.
Aber bei der Bekämpfung von
Extremisten im Staatsdienst rei-
chen die Mittel des Rechtsstaa-
tes aus, sagt die SPD-Grande.
Mit dem freundlichen Hinweis
an ihre Nachfolger, keine neuen
Ideen für Verordnungen zur Ge-
sinnungsschnüffelei in diesem
Lande zu schaffen.

50 Jahre Radikalenerlass

Ein unrühmliches
Kapitel der
Nachkriegsgeschichte

Von Wolfgang Stephan
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